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OBERLANDESGERICHT DÜSSELDORF 

 
IM NAMEN DES VOLKES 

 
URTEIL 

 

In dem Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Verfügung 

des Bundesverbandes für Inkasso und Forderungsmanagement BFI&F e.V., vertreten 

durch den Ersten Vorsitzenden Patric Weilacher, Berliner Allee 11-22 Gebäude 350, 

66482 Zweibrücken, 

Antragsteller, 

- Verfahrensbevollmächtigte: Boelke Rechtsanwälte, Im Immenthal 39, 53819 Neunkir-

chen-Seelscheid – 

g e g e n 

Rechtsanwalt Marcel Taskin, Von-der Mark-Straße 7, 47137 Duisburg,  

Antragsgegner, 

hat der 20. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Düsseldorf auf die mündliche Verhand-

lung vom 21. Mai 2025 durch den Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht 

Schüttpelz, den Richter am Oberlandesgericht Neugebauer und die Richterin am 

Oberlandesgericht Dr. Heidkamp-Borchers  

für   R e c h t   erkannt: 

Der Antragsgegner wird im Wege der einstweiligen Verfügung verurteilt, es bei 

Meidung eines vom Gericht für jeden Fall der Zuwiderhandlung festzusetzenden 
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Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 EUR, ersatzweise Ordnungshaft, oder Ord-

nungshaft bis zu 6 Monaten, zu unterlassen, 

im geschäftlichen Verkehr betreffend Inkassodienstleistungen digitale Dienste 

zu betreiben, 

1) ohne Verbrauchern gegenüber folgende Informationen leicht erkennbar, un-

mittelbar erreichbar und ständig verfügbar zu halten: Namen, vollständige An-

schrift und Kontaktdaten der zuständigen Aufsichtsbehörde, den Staat, in dem 

die gesetzliche Berufsbezeichnung verliehen worden ist, die Bezeichnung der 

berufsrechtlichen Regelungen und die Angabe, wie diese Regelungen zugäng-

lich sind, und/oder 

2) ohne Nutzern, soweit sie Verbraucher sind, zum Zeitpunkt der Erhebung von 

Daten in präziser, transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form in 

einer klaren und einfachen Sprache sämtliche in Art. 13 Abs. 1 und 2 DSGVO 

aufgelisteten Informationen zu erteilen, 

wenn dies geschieht wie in folgendem Auftritt unter der URL https://www.an-

walt.de/marcel-taskin: 
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 Im Übrigen wird der Antrag zurückgewiesen. 
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 Die Kosten des Verfahrens tragen zu 1/3 der Antragsteller und zu 2/3 der Antrags-

gegner. 

T a t b e s t a n d: 

Der Antragsteller ist als qualifizierter Wirtschaftsverband in das Verzeichnis gemäß 

§ 8b UWG eingetragen. Zu seinen Mitgliedern zählen Inkassounternehmen, Inkasso-

Rechtsanwaltskanzleien und Handwerkskammern mit Inkassoabteilungen. 

Der Antragsgegner ist Rechtsanwalt. Er wirbt unter www.anwalt.de/marcel-taskin wie 

im Tenor eingelichtet. 

Der Antragsteller beanstandet im Rahmen eines Verfahrens nach dem UKlaG: 

- Das vollständige Fehlen von Angaben nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 5 DDG 

(Impressum, zuständige Aufsichtsbehörde, verliehene Berufsbezeichnung, be-

rufsrechtliche Regelungen), wobei der Link auf die eigene Webseite mangels 

näherer Angaben nicht ausreiche;  

- Das vollständige Fehlen von Datenschutzinformationen nach Art. 13 Abs. 1 und 

2 DSGVO;  

- Die Nichtzurverfügungstellung des Wesentlichen der Vereinbarung nach Art.26 

Abs. 2 S. 2 DSGVO. 

Er beantragt nach Abmahnung_ 

Dem Antragsgegner wird aufgegeben, es bei Vermeidung eines vom Gericht für jeden Fall der Zuwider-

handlung festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 EUR, ersatzweise Ordnungshaft, oder 

Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, zu unterlassen, 

im geschäftlichen Verkehr betreffend Inkassodienstleistungen digitale Dienste zu betreiben, 

1) ohne folgende Informationen leicht erkennbar, unmittelbar erreichbar und ständig verfügbar zu halten: 

Namen, vollständige Anschrift und Kontaktdaten der zuständigen Aufsichtsbehörde, den Staat, in dem 

die gesetzliche Berufsbezeichnung verliehen worden ist, die Bezeichnung der berufsrechtlichen Rege-

lungen und die Angabe, wie diese Regelungen zugänglich sind, und/oder 

2) ohne Nutzern zum Zeitpunkt der Erhebung von Daten in präziser, transparenter, verständlicher und 

leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache sämtliche in Art. 13 Abs. 1 und 2 

DSGVO aufgelisteten Informationen zu erteilen, und/oder 
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3) ohne im Falle gemeinsamer Verantwortung für eine Datenverarbeitung das Wesentliche der zwischen 

den gemeinsam für die Verarbeitung Verantwortlichen getroffenen Vereinbarung den Betroffenen zur 

Verfügung zu stellen, 

wenn dies geschieht, wie es am 18.03.2025 unter der URL https://www.anwalt.de/marcel-taskin erfolgt 

und in der Anlage K 2 der Antragsschrift vom 07.04.2025 wiedergegeben ist. 

Der Antragsgegner beantragt, 

 den Antrag zurückzuweisen. 

Er rügt die fehlende Vollmacht der Verfahrensbevollmächtigten des Antragstellers so-

wie eine nicht ordnungsgemäße Abmahnung. 

Das Verhalten des Antragstellers, der ersichtlich eine Vielzahl von Rechtsanwälten 

abmahne und zudem – wie aus der Geltendmachung von Umsatzsteuer hervorgehe – 

gewerblich tätig sei, sei rechtsmissbräuchlich. In der Sache macht der Antragsgegner 

geltend, ein Wettbewerbsverhältnis bestehe nicht. Das Impressum sei über den Link 

auf seine Webseite erreichbar gewesen, was ausreiche. Fehlende Datenschutzinfor-

mationen könnten nicht lauterkeitsrechtlich verfolgt werden. Eine Dringlichkeit fehle.  

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die zu den 

Akten gereichten Schriftsätze verwiesen. 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e: 

 

Der Antrag hat einen Teilerfolg. 

1. 

Der Antragsteller hat auf die Rüge des Antragsgegners hin eine Prozessvollmacht vor-

gelegt, und zwar sowohl in Papierform im Original als auch in elektronischer Form. 

Dies reicht auf jeden Fall aus. Auch der Antragsgegner hat in der mündlichen Verhand-

lung insoweit keine Rüge mehr erhoben. 
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2. 

Der Antragsteller ist nach § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 UKlaG klagebefugt. Er ist in das Ver-

zeichnis nach § 8b UWG eingetragen. Ihm gehört eine erhebliche Anzahl von Unter-

nehmern an, die Dienstleistungen gleicher Art auf demselben Markt betreiben. Wie 

bereits das OLG Frankfurt (Anlage K 3) ausgeführt hat, gehören eine Vielzahl von In-

kassounternehmen zu den Mitgliedern des Antragstellers. Inkassounternehmen ste-

hen in einem Wettbewerb zu Rechtsanwälten, und zwar unabhängig davon, ob zu ih-

ren beworbenen Tätigkeiten „Forderungseinzug & Inkassorecht“ gehört oder nicht. Vor 

dem Hintergrund der Definition des § 2 Abs. 2 RDG und der Rechtsprechung des BGH 

hierzu ist an einem Wettbewerbsverhältnis nicht zu zweifeln. 

Allerdings kann der Antragsteller im Verfahren nach dem UKlaG nur ein Fehlverhalten 

gegenüber Verbrauchern rügen. Insoweit ist der Antrag einzuschränken. 

3. 

Gegenstand des Antrages ist lediglich die Gestaltung der Anlage K 2 unter dem Ge-

sichtspunkt der Rüge, dass bestimmte als notwendig angesehene Angaben vollständig 

fehlen oder nicht ordnungsgemäß in Bezug genommen worden sind. Ob die im An-

schluss an die Abmahnung vorgenommenen Änderungen ausreichen, ist nicht Verfah-

rensgegenstand. 

Der Antrag zu 3) ist nur so hinreichend bestimmt. Er wiederholt nämlich nur den Ge-

setzeswortlaut des Art. 26 Abs. 2 S. 2 DSGVO. Was diese Vorschrift bedeutet, ist näm-

lich unklar (s. näher unter 4.c)). Der Antrag ist nur verständlich, wenn der Antragsteller 

davon ausgeht, dass die geforderten Angaben bereits auf der Webseite, genauer ge-

sagt, in der beanstandeten Einblendung zu machen sind. 

4. 

Die Anträge sind nicht rechtsmissbräuchlich im Sinne des § 2c UKlaG. 

Der Antragsgegner meint, der Antragsteller handele nach Art eines Gewerbebetriebes. 

Er stützt sich dabei auf folgende Indizien: die Geltendmachung von MWSt. bei den 

Abmahnkosten durch den Antragsteller, die Rechnungs-Nr. sowie die Entfernungsan-

gabe bei der Ablichtung, die darauf hindeute, dass nicht der Antragsteller, sondern ein 

Dritter den Testaufruf durchgeführt habe.  
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Diese Indizien reichen weder für sich noch bei einer Gesamtbetrachtung aus, um einen 

Rechtsmissbrauch annehmen zu können.  

Im Verzeichnis nach § 8b UWG eingetragene Vereine sind nicht immer von der Um-

satzsteuer befreit. Solange sie nicht als Kleinunternehmer (§ 19 UStG) gelten und ihre 

Leistungen nicht nach § 4 UStG umsatzsteuerbefreit sind, unterliegen auch Vereine 

für ihre Leistungen der Umsatzsteuer. Selbst die Leistungen gemeinnütziger Vereine, 

zu denen der Antragsteller nicht gehört, werden nach § 12 Nr. 8 lit. a) UStG mit sieben 

Prozent versteuert. 

Aus der Tatsache, dass der Antragsteller kein Kleinunternehmer ist sowie aus der 

Rechnungsnummer (Bl. 28 e-Akte) lässt sich zwar schließen, dass der Antragsteller in 

größerem Umfange umsatzsteuerpfichtige Leistungen erbringt. Die Maßstäbe, die bei 

einem Mitbewerber in dieser Hinsicht an die Missbräuchlichkeit des Vorgehens gestellt 

werden, nämlich, dass die Abmahntätigkeit sich verselbständigt hat und in keinem ver-

nünftigen Verhältnis zum Kernbereich der Tätigkeit des Mitbewerbers steht (Fedder-

sen, in Köhler/Feddersen, UWG, 43. Aufl., § 8c Rn. 15) greifen bei einem Verband, 

dessen Tätigkeit gerade in der Verfolgung unlauterer und verbraucherschutzwidriger 

Praktiken besteht, nicht ein. Ein Missbrauch könnte in dieser Hinsicht dann angenom-

men werden, wenn die Tätigkeit des Verbandes entweder vor allem der Begünstigung 

dem Verband nahestehender Personen dient oder die Tätigkeit des Verbandes ein 

derartiges Prozessrisiko erzeugt, dass dadurch seine Existenz gefährdet wird. Dafür 

ist hier nichts vorgetragen. 

Es spricht zwar einiges dafür, dass der Screenshot (Anlage K 2) selbst nicht am Sitz 

des Antragstellers erstellt worden ist. Selbst wenn ein Dritter diesen erstellt haben 

sollte, deutet das – auch nicht in einer Gesamtschau mit den übrigen von dem An-

tragsgegner angeführten Indizien – nicht auf Rechtsmissbräuchlichkeit hin.  

5. 

In der Sache ist der Antrag teilweise begründet. 

a) Antrag zu 1) 

 

Der Antrag ist begründet. Auf die zutreffenden Ausführungen des OLG Frankfurt (An-

lage K 3) kann Bezug genommen werden. Der Link reicht nicht aus, weil ohne eine 
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nähere Bezeichnung der Verkehr nicht sicher erkennen kann, dass sich – und wenn 

ja, welche - weitere Angaben auf der verlinkten Webseite befinden. Das gilt umso 

mehr, als der Antragsgegner selbst einen längeren Text eingefügt hat. Ein Link reicht 

nur aus, wenn sich aus der Beschriftung des Links ergibt, welche näheren Angaben 

sich dahinter verbergen. 

b) Antrag zu 2. 

 

Wie der Antragsteller zu Recht ausführt, fehlt es an jeglichen Pflichtangaben gemäß 

Art. 13 DSGVO. Auf die Angaben in der Datenschutzerklärung des Betreibers von an-

walt.de kann der Antragsgegner sich nicht berufen. Zwar ist es – worauf der Antrags-

teller in der mündlichen Verhandlung abgestellt hat – zweifelhaft, ob der Antragsteller 

die für ihn zuständige Datenschutzbehörde anzugeben hat (vgl.Schmidt-Wudy, in 

BeckOK Datenschutzrecht, 51. Aufl., Art. 15 DS-GVO Rn. 71 unter Verweis auf AG 

Wiesbaden GRUR-RS 2022, 5297). In jedem Falle muss der Antragsgegner eine Da-

tenschutzerklärung zu den von ihm selbst im Zusammenhang mit anwalt.de vorge-

nommenen Datenverarbeitungen abgeben. 

Dabei handelt es sich gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 13 UKlaG um eine Verbraucherschutzvor-

schrift. Auch aus unionsrechtlicher Sicht ist die Ermöglichung der Rechtsverfolgung 

zugunsten gewerblicher Verbände nicht zu beanstanden (EuGH NJW 2024, 2523). Die 

Ausführungen des BGH (GRUR 2025, 663 – Arzneimittelbestelldaten II; GRUR 2025, 

672 – Arzneimittelbestelldaten III) zur Klagebefugnis von Wettbewerbern im Rahmen 

des UWG gelten auch für die Klagebefugnis von Wirtschaftsverbänden.  

c) Antrag zu 3. 

 

Der Antrag ist nicht begründet.  

Es ist sehr zweifelhaft, ob der Datenverarbeitende verpflichtet ist, das Wesentliche der 

Vereinbarung mit einem anderen Datenverarbeitenden bereits auf der Webseite dar-

zustellen, oder ob er sich nicht damit begnügen darf, diese Angaben auf konkrete 

Nachfragen zu übermitteln. Dies ist in der Literatur umstritten (für eine Veröffentli-

chungspflicht auf der Webseite Specht-Riemenschneider/Schneider MMR 2019, 503, 

506; dagegen Piltz, in Gola/Heckemann, DSGVO/BDSchG, Art. 26 Rn. 32; unklar 

Spoerr, in BeckOK Datenschutzrecht (51. Ed.) Rn. 57). Gegen eine solche Verpflich-
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tung spricht, dass die Wörter „zum Zeitpunkt der Erhebung“ in Art. 26 Abs. 2 S. 2 

DSGVO fehlen. Auch die EDSA-Guidelines (07/2020) gehen in Rn. 181 davon aus, 

dass eine Mitteilung auf Anfrage ausreicht. Ob teleologische Gründe für eine solche 

Verpflichtung sprechen, obwohl sie nicht in Art. 13 DSGVO aufgeführt ist, wie der An-

tragsteller im nicht nachgelassenen Schriftsatz vom 20. Mai 2025 geltend machte, 

kann offenbleiben. Diese Frage könnte nur durch eine Vorlage an den EuGH geklärt 

werden, was im Eilverfahren nicht möglich ist. 

Bei dieser ungeklärten Rechtslage muss eine Interessenabwägung stattfinden, die hier 

zu Lasten des Antragstellers ausfällt. Der Antragsgegner kann sich auf die Auffassung 

der EDSA als „Oberste Datenschutzbehörde“ in der EU (vgl. EuG ZD 2025, 323) stüt-

zen, der ein ausführlicher Diskussionsprozess mit den nationalen Datenschutzbehör-

den vorausgegangen ist. Aufgabe der EDSA ist gerade die Sicherstellung einer ein-

heitlichen Anwendung der verschiedenen Aufsichtsbehörden (Art. 70 DSGVO). Zwar 

ist das Gericht nicht an die Auffassung der EDSA gebunden, solange aber nicht über-

zeugende Gründe für ein Abweichen sprechen, fehlt es an einem Verfügungsgrund. 

6. 

 

Es besteht auch – von der Besonderheit des Antrages zu 3. abgesehen (dazu 5.c)) - 

ein Verfügungsgrund. Dieser ergibt sich aus § 5 UKlaG i.V.m. § 12 Abs. 1 UWG. Ob 

die Abmahnung des Antragstellers ordnungsgemäß war, ist unerheblich. Ein Verfahren 

auf Erlass einer einstweiligen Verfügung kann auch ohne vorherige Abmahnung (wenn 

auch dann mit erheblichen prozeduralen Konsequenzen) eingeleitet werden.  

 

7. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 Abs. 1 ZPO. Da das Urteil mangels Revisibi-

lität (§ 542 Abs. 2 ZPO) sofort rechtskräftig wird, bedarf es keines Ausspruchs zur 

vorläufigen Vollstreckbarkeit. 

Streitwert: 8.000 € 

 

Schüttpelz Neugebauer  Dr. Heidkamp-Borchers 


